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Antifaschismus 
          ist 
Gemeinnützig 

Im November 2019 hat das  
Finanzamt für Körperschaften in 
Berlin der Bundes VVN-BdA  
rückwirkend die Gemeinnützigkeit 
aberkannt und eine Nach- 
zahlung von ca. € 11.000 bis Ende 
Dezember gefordert. 
 
Das hätte die VVN-BdA ruiniert. Das 
Widerspruchsverfahren läuft und hat zu-
nächst dazu geführt, dass das FA die 
Nachzhalung ausgesetzt hat.  
Begründung war, dass die VVN-BdA im 
seit vielen Jahren im bayrischen Verfas-
sungsschutzbericht als „linksextremis-
tisch beeinflusst“ genannt wird. 

Warum also erst jetzt? 
Es scheint, dass das Erstarken globalkriti-
scher Netzwerke oder eine Organisation 
wie die VVN-BdA und anderer Organi-
sation, die über ihr zentrales Thema hi-
naus auch in dem Zusammenhang allge-

meinpolitische betätigen und an die Öf-
fentlichkeit bringen, den Staat „nervös“ 
machen. Vor der VVN-BdA wurde be-
reits attc und campact die Gemeinnützig-
keit aberkannt, das sie die politische Wil-
lenbildung der Bevölkerung beeinflussen.  

Esther Bejerano schreibt in ihrem 
Brief an den Bundesfinanzminister 
Scholz (SPD): 

„Die VVN-BdA wurde 1947 von Überle-
benden der Konzentrationslager und NS-
Verfolgten gegründet. „Die Arbeit der 
Antifa, die Arbeit antifaschistischer Verei-
nigungen ist heute – immer noch – bitter 
nötig“ und fragt ihn: „Entscheidet hierzu-
lande tatsächlich eine Steuerbehörde 

über die Existenzmöglichkeit einer Verei-
nigung von Überlebenden der Naziver-
brechen?“ 

… und weiter … 

„Das Haus brennt – und Sie sperren die 
Feuerwehr aus!, wollen der größten und 
ältesten antifaschistischen Vereinigung 
im Land die Arbeit unmöglich machen? 
Diese Abwertung unserer Arbeit ist eine 
schwere Kränkung für uns alle.  
 Gemeinsam gegen Rassismus, 

Krieg und Faschismus
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Weiterhin ist die Bundes VVN-
BdA bedroht. Es gibt noch keinen 

Hinweis, dass das Finanzamt 
die Gemeinnützigkeit anerkennt. 

Deshalb weiterhin die Petion 
unterstützen: 

https://www.openpetition.de/ 
petition/online/die-vvn-bda-
muss-gemeinnuetzig-bleiben

Petition unterstützen 
https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben

https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben
https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben
https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben
https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben
https://www.openpetition.de/petition/online/die-vvn-bda-muss-gemeinnuetzig-bleiben
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nen oder gemeinsam mit den alliierten Streitkräften für die Be-
freiung ihres eigenen Landes kämpften. 

Wir erinnern an all diejenigen Frauen und Männer, die – 
oftmals unter Einsatz ihres Lebens – die Befreiung er-
möglicht haben. 
 
Der 8./ 9. Mai 1945 war und ist der  
Tag der Befreiung und des Sieges 
▼ für alle vom deutschen Faschismus bedrohten Völker, 
▼ für die Inhaftierten der faschistischen Konzentrationslager, 

die noch in der Agonie des NS-Regimes auf  Todesmarsch 
geschickt worden waren, 

▼ für die Zwangsarbeiter, die in verschiedenen Formen Skla-
venarbeit für die deutsche Industrie, die Landwirtschaft und 
Kriegspolitik leisten mussten, 

▼ für die Nazigegner in Deutschland selber. 

Er markiert den Beginn einer neuen Politik in den internationa-
len Beziehungen. Die Gemeinsamkeit des Handelns aller Nazi-

gegner schuf  die Basis für die Gründung der Vereinten 
Nationen und die Fixierung von Grundlagen des Völ-

kerrechts für die Verfolgung und Verurteilung der 
Hauptkriegsverbrecher im Nürnberger Tribunal. 
Diese Rechtsnormen haben bis heute Gültigkeit, 
wie die Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen immer wieder bestätigte.  

Damals hieß die gemeinsame Losung aller Antifa-
schisten „Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!“ 

Für die FIR und ihre Mitgliedsverbände ist das eine Ver-
pflichtung für heute und morgen.  

Wir handeln gemeinsam mit den Angehörigen heutiger 
Generationen 

▼ gegen Neofaschismus, extreme Rechte und Rechtspopulis-
mus, 

▼ gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, religiöse Intoleranz 
und Antisemitismus, 

▼ gegen Krieg, imperiale Hegemonie, staatlichen und nicht-
staatlichen Terrorismus sowie deren gesellschaftlichen Wur-
zeln. 

Die Befreiung bildet die Grundlage für die Vision einer „neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit“, wie es die Häftlinge des KZ 
Buchenwald am 19. April 1945 formulierten. In ihrem Sinne 
kämpfen die Mitgliedsorganisationen der FIR heute für die Ver-
wirklichung umfassender politischer und sozialer Menschen-
rechte, für Frieden und 
Demokratie. Gemein-
sam begehen wir den 
8./ 9. Mai 2020 als Tag 
der Befreiung und Tag 
des Sieges. 

Erklärung der 
Internationalen 
Föderation der 
Widerstandkämpfer 
FIR

 V or 75 Jahren erlebte die Menschheit am 8. und 9. Mai 1945 
die endgültige militärische Zerschlagung des deutschen Fa-

schismus. Diese Daten markieren den Sieg über das menschen-
verachtende Regime des Hitler-Faschismus, 

▼ das politische Gegner und Andersdenkende ausgrenzte, ver-
folgte und inhaftierte, 

▼ das Menschen allein aus einer konstruierten Rassezugehö-
rigkeit als Juden, als Sinti und Roma, als Slawen millionen-
fach ermordete, 

▼ das die Staaten in Europa und selbst Länder und 
Völker in anderen Teilen der Welt mit Krieg, Ok-
kupation und Vernichtung überzog, mit dem 
Ziel der imperialen Hegemonie und der Zer-
schlagung der Sowjetunion, 

▼ das im grausamen Ergebnis mindestens 55 
Millionen Menschen das Leben kostete. 

Heute wird in manchen Ländern Europas die ge-
schichtliche Wahrheit verleugnet, werden die Befreier 
von der faschistischen Barbarei missachtet, die Kollabo-
rateure mit dem faschistischen Okkupanten als „Freiheits-
kämpfer“ geehrt.  
Ein schlimmes Beispiel für Geschichtsrevision ist die skanda-
löse Erklärung des Europäischen Parlaments vom 19. Septem-
ber 2019. Sie ist ein ideologischer Rückfall in die schlimmste 
Zeit des Kalten Krieges. Entgegen allen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen wird behauptet, dass erst mit dem deutsch‐sowjeti-
schen Nichtangriffsvertrag „die Weichen für den Zweiten Welt-
krieg gestellt wurden“.  
In diesem Text werden die Unterdrücker und die Unterdrück-
ten, die Opfer und die Verbrecher, die Okkupanten und die Be-
freier von der faschistischen Barbarei wahrheitswidrig gleichge-
setzt. Außerdem wird behauptet, dass mit dem Ende des 
Krieges nur eine „totalitäre Herrschaft“ durch die andere ausge-
tauscht worden sei.  
 
Gegen diese Formen 
von Geschichtsrevision 
betonen wir als FIR: 
Die faschistischen Weltherrschaftspläne wurden durch das ge-
meinsame Handeln der Anti-Hitler-Koalition gestoppt. Es wa-
ren die Angehörigen der Streitkräfte der Alliierten, vor allem die 
Angehörigen der sowjetischen Armee, die die Hauptlast des 
Krieges trugen, die diese Bedrohung auch militärisch zerschlu-
gen. Es waren die Partisanen und Widerstandskämpfer in allen 
vom Faschismus okkupierten Ländern, bei denen die Kommu-
nisten in den ersten Reihen standen, die ihr Leben einsetzten für 
die Freiheit ihrer Heimat.  
Teil dieser Anti-Hitler-Koalition waren auch deutsche Antifa-
schisten, die illegal in Deutschland, in den Reihen der Partisa-

Tag der Befreiung 
8./9. Mai 2020 

TAG DES SIEGES

https://www.fir.at
https://www.change.org/p/8-mai-zum-feiertag-machen-was-75-jahre-nach-befreiung-vom-faschismus-getan-werden-muss-tagderbefreiung-bkagvat-bundesrat
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Esther Bejarano, Überlebende der KZ Auschwitz und Ravensbrück, Vorsitzende des Auschwitz-Ko-
mitees in der Bundesrepublik Deutschland e. V., wandte sich am Sonntag in einem offenen Brief  anläss-
lich des Jahrestags der Befreiung des Vernichtungslagers an den Bundespräsidenten, die Bundeskanzle-
rin und an »alle, die wollen, dass Auschwitz nie wieder sei«: 

„Wo stehen wir – dieses Land, diese Gesellschaft –  
75 Jahre nach der Befreiung des KZ Auschwitz durch die Rote Armee?  

Plötzlich gab es keine Nazis mehr, damals, 1945 – alle waren verschwunden. Uns aber hat Auschwitz 
nicht verlassen. Die Gesichter der Todgeweihten, die in die Gaskammern getrieben wurden, die Gerü-
che blieben, die Bilder, immer den Tod vor Augen, die Alpträume in den Nächten. Wir haben das große 
Schweigen nach 1945 erlebt – und wie das Unrecht, das mörderische NS-Unrecht, so akzeptiert wurde. 
Dann erlebten wir, wie Naziverbrecher davonkommen konnten – als Richter, Lehrer, Beamte im 
Staatsapparat und in der Regierung Adenauer. Wir lernten schnell: Die Nazis waren gar nicht weg. 

Die Menschen trauerten um Verlorenes: um geliebte Menschen, um geliebte Orte. Wer aber dachte 
über die Ursachen dieser Verluste nach, fragte, warum Häuser, Städte, ganze Landstriche verwüstet 
und zerstört waren, überall in Europa? Wen machten sie verantwortlich für Hunger, Not und Tod? 

Dann brach die Eiszeit an, der Kalte Krieg, der Antikommunismus. Es war ein langer Weg vom kollek-
tiven Beschweigen bis zum Eichmann-Prozess in Jerusalem über die Auschwitz-Prozesse in Frankfurt 
am Main zu den Studentenprotesten in den 1968ern hin zur Fernsehserie »Holocaust« ab 1979. Nur 
zögerlich entwickelte sich das Bewusstsein, die Wahrnehmung des NS-Unrechts. Aber auch die Rech-
ten, die Alt- und Neonazis und Auschwitz-Leugner formierten sich. Inzwischen wird vom Erinnern 
und Gedenken als einer Gedenkkultur gesprochen. Wir spüren, wie tief  viele Menschen bewegt sind, 
manche haben sich das »Nie wieder« zur Lebensaufgabe gemacht. Sonntagsreden, die Betroffenheit 
zeigen, reichen aber nicht. (…) Es ist für uns Überlebende unerträglich, wenn heute wieder Naziparo-
len gebrüllt werden, wenn Menschen durch die Straßen gejagt und bedroht werden, wenn Todeslisten 
kursieren. Wir wollen uns nicht gewöhnen an Meldungen über antisemitische, rassistische und men-
schenfeindliche Attacken in Berlin und anderswo, in Halle, wo nur stabile Türen die jüdische Gemein-
de schützten, aber zwei Menschen ermordet wurden. 

Ich will, dass wir alle aufstehen, wenn Jüdinnen und Juden, wenn Roma oder Sinti, wenn Geflüchtete, 
wenn Menschen rassistisch beleidigt oder angegriffen werden! Ich will, dass ein lautes »Nein« gesagt 
wird zu Kriegen, zum Waffenhandel. (...) 

Ich fordere:  
Der 8. Mai muss 
ein Feiertag werden! 
Ein Tag, an dem 
die Befreiung der 
Menschheit 
vom NS-Regime 
gefeiert werden 
kann“. 

 

 

 

 
Bild links: 
Rundgang der 
VVN-BdA mit ca. 
30 Leuten zu den 
Stolpersteinen 
für jüdische Familien 
und Widerstands-
kämpfer*innen, 
die in KZs der 
Nazis umgebracht 

75 Jahre Befreiung des KZ Auschwitz 
Offener Brief von Esther Bejarano
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Wir laden ein  zu unseren offenen Themen- und Grup-
penabenden, jeden 3. Donnerstag im Monat um 19.00 
im DGB-Haus R. 2014 oder 3/4, Holstentorplatz 1–5 in 

Mitmachen bei der VVN-BdA 

Lübeck. In der VVN-BdA arbeiten Menschen jeden Alters, die sich dem An-
tifaschismus verbunden fühlen. Wir planen Projekte und Veranstaltungen, 
führen Kampagnen durch, arbeiten in verschiedenen Bündnissen und so-
zialen Bewegungen mit, z.B. Gewerkschaften, Parteien, Jugend- und Anti-
fagruppen, Kirchen, Vereinen u. Verbänden. Wir diskutieren über aktuelle 
politische Themen und sind gerne offen für neue Vorschläge und Anregun-
gen. Die Vielfalt der Themen macht die VVN-BdA so attraktiv. Die VVN-BdA 
ist ein überparteilicher Zusammenschluss von Verfolgten des Naziregimes, 
WiderstandskämpferInnen, und AntifaschistInnen der jüngeren Generati-
on. Wir knüpfen an die historischen Erfahrungen des internationalen Wider-
standes gegen Krieg  
und Faschismus an.  

Die Kreisvereinigung 
Lübeck und Kreis 
Hzgt. Lauenburg, 
Tel. 0 45 43-7107

Antifaschismus heißt eintreten für  
Demokratie, gerechten Frieden, Humanität  
und soziale Gerechtigkeit – Antifaschis- 
mus ist also mehr als eine Gegenbewegung. 
Antifaschismus braucht Organisation

Seit Januar 2019 gibt es die landesweite Informations- und Do-
kumentationsstelle Antisemitismus in Schleswig-Holstein 
(LIDA-SH). Am 29.1.2020 veröffentlichte sie die erste Analyse 
über einen Zeitruam v. Januar b. Oktober 2019, aus der wir aus-
zugsweie berichen wollen.  

Die vollständige Analyse findet sich unter : 
https://www.lida-sh.de/publikationen/ 

Durchschnittlich dokumentiert LIDA-SH mehr als einen Vor-
fall in der Woche. Auch in Schleswig-Holstein erscheint Antise-
mitismus als ein komplexes Phänomen, das sich in unterschied-
lichster Form und Intensität ausdrückt.  

In dem Zeitraum wurden 51 Vorfälle registriert.  

Ein Großteil der Vorfälle richtet sich nicht gegen konkrete Ein-
zelpersonen – sie finden im öffentlichen Raum oder online statt. 
Das bedeutet, dass antisemitische Äußerungen keineswegs der 
Anwesenheit betroffener Personen bedürfen. Antisemitische 
Hetze äußert sich vielfach in Form von Schmierereien, Memes 
und Kommentaren. „Bei jenen Vorfällen, die sich konkret gegen 
bestimmte Personen oder Institutionen richten, haben wir es vor 
allem mit antisemitischen Beleidigungen, Bedrohungen und ge-
zielten Sachbeschädigungen zu tun“, erläutert Joshua Vogel, 
Leiter des Projekts LIDA-SH.  

Danke für die Solidarität 

Mit vielen Antifaschist_innen, die nun in der VVN_BdA mitarbeiten oder aus Solidarität beigetreten sind gehen wir 
gesärkt aus der Auseinandersetzung um die Gemeinnützigkeit. Um die antifaschistische Arbeit gegen Krieg und Faschismus 

für Frieden und Demokratie effektiver zu gestalten brauchen wir die aktive Mitarbeit aller Mitglieder. 
In unseren Kreisverband sind wir jetzt 10 Mitglieder mehr. Eine riesige Welle der Solidarität hatte uns erreicht, nachdem 

das Finanzamt die Gemeinnützigkeit für die vergangenen 3 Jahre aberkannt hat. 
Parteitagsbeschlüsse der SPD und der LINKEN in einigen Bundesländern, Anträge in Landesparlamenten, 

Gewerkschaften, unsere Bündnispartner aus dem antifaschitischen und friedenspolitischem Spektrum, Gedenkstätten und 
viele Perönlichkeiten des öffentlichen Lebens haben sich solidarisiert und bemühen sich um die Rücknahme dieses 

unseglichen Beschlusses. Es wird noch viel Kraft und Geld kosten, bis wir diesen üblen Finanzamtsbeschluss weg haben. 
 

Nazis und Rassisten entgegentreten 

Antisemitische Vorfälle 
in Schleswig-Holstein

Antisemitismus ist Rassismus 
Kontakt:  Joshua Vogel ·  info@lida-sh.de · 0431-301 403 799

„Ob in einem Vorfall eine konkrete Person adressiert wird oder 
nicht – Antisemitismus richtet sich immer und in allererster Li-
nie gegen Jüdinnen und Juden“, so Vogel weiter. 

Die Sorge vor zukünftigen antisemitischen Vorfällen erschwert 
den Betroffenen die Teilhabe am öffentlichen Leben und hin-
dert sie oftmals, sich öffentlich als jüdisch zu erkennen zu geben. 
Jüdisches Leben läuft so Gefahr aus der Öffentlichkeit verdrängt 
zu werden.  

„Diesem alltäglichen Antisemitismus entschieden entgegenzu-
treten, darf  nicht zu einer Aufgabe der jüdischen Community 
erklärt werden – es ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforde-
rung. Im Kampf  gegen Antisemitismus müssen die Perspektiven 
der Betroffenen ernst genommen werden“.  

Diese erste Auswertung kann dabei nur als Basis für die Ent-
wicklung passgenauerer Präventions-, Interventions- und Bil-
dungsangeboten dienen.  

Der Trägervereins zebra e.V., betreibt der neben LIDA-SH auch 
die Beratungsstelle für Betroffene rechter, rassistisch und antise-
mitisch motivierter Angriffe des Landes Schleswig-Holstein.

Willkommen in der VVN-BdA 

https://www.lida-sh.de/publikationen/
mailto:info@lida-sh.de
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Die VVN-BdA hatte zusammen mit 
ATTAC, der DFG-VK und „food not 
bombs“ eine Veranstaltung in Lü-
beck zu diesem Thema geplant.  

Referent sollte Jürgen Wagner sein Poli-
tikwissenschaftler und geschäftführendes 
Mitglied der INFORMATIIONSSTEL-
LE MILITARISIERUNG e.V.(IMI), Tü-
bingen. Die IMI ist einer der wichtigsten 
und zuverlässigsten Informationssstelle 
für die Friedensbewegung. 

Jedes Jahr sollen Manöver unterschiedli-
cher Größe der NATO in Europa von 
USA über den Atlantik bis an die russi-
sche Grenze stattfinden - gleichzeitig im 
Pazifik im fernen Osten bis Chinas Gren-
zen. Dabei sind auch nicht NATO-Mit-
glieder mit eingeschlossen. Mit Defender 
Europa 2020 wurde dieses Jahr das größ-
te Manöver seit 25 Jahren in Europa 

durchgeführt, dass durch die Corona Kri-
se behindert wurde.  
Die Bundesrepublik spielt, was Europa 
betrifft, hier eine bedeutende Rolle. Wie 
schon im US-geführten Irakkrieg ist 
Deutschland die logistische Drehscheibe. 
Deutschland ist Transitland, Truppeners-
teller und Loghistiker.  
Von der US Air Base Ramstein werden 
die Luftkriege der USA geführt. In Wies-
baden befindet sich das Hauptquartier 
der USA für die Landstreitkräfte. In Bü-
chel lagern die US- Atombomben, die im 
Konfliktfall auch mit deutschen Flugzeu-
gen in das Ziel gebracht werden sollen.  
Mit beängstigender Zielstrebigkeit berei-
ten sich die NATO, die USA und auch 
Deutschland auf  die „Wiederkehr der 
Konkurrenz großer Mächte“ (Ursula v.d. 
Leyen) vor indem sie Strategie und Struk-
tur ihrer Truppen auf  einen “erfolgrei-
chen“ Sieg über Russland (und China) aus-
richten. Daraus folgt die Aufstellung von 
Großverbänden gegen Russland als Ziel.  
„In Zukunft muss das US-Militär in der 
Lage sein, gegen einen annährend glei-
chen Gegner verlege- und kampfähig zu 
sein“, um einen Krieg gegen gleichstarke 
Gegner zu gewinnen so die US-Strategie. 
Ist Deutschland Mittel zum Zweck einge-
bunden in die US-Pläne für einen großen 
Krieg? 
 
Das sind die Zusasmmenhänge aus denen 
heraus die Großmanöver erklärbar sind. 
Dieses Manöver Defender also Verteid-
gung zu nennen ist wieder eines der Lü-
gen um die Akzeptanz zumindest eines 
Teils der Bevölkerung zu erlangen. Be-
sondere Brisanz bekommt dieses Manö-

ver weil der Atomwaffeneinsatz mitge-
dacht wird. Die Manöver und die damit 
einhergehende Aufrüstung verschlingen 
Unsummen an Geld. 

Während große Teile der Bevölkerung 
für Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit, 
Gesundheitsvorsorge demonstrieren und 
in der Coronakrise um der Erhalt ihrer 
Gesundheit und um ihr Auskommen 
kämpfen praktiziert die Militär - Politik 
unbeindruckt ihr gefährliches Geschäft. 

Die Friedensbewegung deren Teil die 
VVN-BdA ist, hat in den Monaten Janu-
ar bis März demonstriert bis die Bestim-
mungen zu Coronabekämpfung den Pro-
testen ein Ende bereiteten.  
Die kurze Zeitspanne reichte aber um die 
Friedenskräfte neu zusammeln um nach 
der Coronakrise gestärkt gegen diesen 
Rüstungs- und Kriegsvorbereitungswahn 
vorzugehen. Bernd Meimberg

Während der Coronoakrise durften viele Veranstaltungen nicht stattfinden! ◼◼◼ 
NATO – Kriegsvorbereitung gegen Russland und den Rest der Welt  ◼◼◼ Mit Tempo 
in den Neuen Kalten ◼◼◼  Über eine Veranstaltung, die nicht stattfinden konnte 

Auch die Nordkonferenz der 
VVN-BdA im antifaschistischen 
Ferienheim Heideruh bei 
Buchholz musste abgesagt werden. 
Die Inhalte sollten sein: 

▼ „Neonazi-Netzwerke im Norden“ 
mit Andre Aden, Referent Recher-
che Nord, Bilder, Video und Vor-
trag mit Diskussion. 

▼ Widerstand gegen Neofaschismus 
und Rechtspopulismus Wird die Zi-
vilgesellschaft ausgebremst? Annika 
Teschke, Referentin der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung in Berlin, Refe-
rentin für Zeitgeschichte – Vortrag 
und Diskussion. 

▼ Entzug der Gemeinnützigkeit – 
Auswirkungen auf  VVN-BdA und 
seine regionalen Vereine.

Bild links: Demonstration gegen Defender 
Kriegsübung in Hamburg, anlässlich der 
Aktionskonferenz am 15. Februar 2020
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Wegen der Coronakrise durften auch Demonstrationen oder Kundgebungen nicht 
stattfinden. Aber politische Aktionen müssen trotzdem sein wenn auch anders. 
Alternativer OSTERMARSCH 2020 – 60 Jahre 
Mit vielen kleinen Aktionen im Kreis Lauenburg, in Sirks-
felde, Labens, Steinhorst, Schiphorst und Breitenfelde - 
in Stormarn in Bad Oldesloe - in Lübeck. Aber auch im 
gesamten Bundesgebiet fanden Osteraktionen statt - vir-

tuell oder in kleinen Gruppen. Ob Krise oder nicht - Wir 
lassen und unsere demikratischen Rechte nicht nehmen  
Abrüsten – Klima schützen - Atomwaffen abschaffen – 
Auslandseinsätze der Bundeswehr beenden Kriegsübun-
gen wie Defender 2020 stoppen (unten rechts).

Sirksfelde Steinhorst

Labenz

Bad Oldesloe

Lübeck

Brandanschlag auf die Lübecker Synagoge 
Am 25.03.1994 – Erinnern heißt kämpfen – Gedenken an 
den Brandanschlag auf die Lübecker Synagoge. Am 
25.03.1994 verübten vier Neonazis einen Brandanschlag auf 
die Lübecker Synagoge. Die Täter warfen einen Molotov-
cocktail auf das Gebäude. Sie holten so nach, was die Fa-

schisten in der Pogromnacht 1938 ausließen: Die Synagoge 
wurde damals zwar geschändet, aber nicht angezündet. Wir 
erinnerten am Mittwoch, den 25.03.2020 an diese Gewalttat 
auf die Synagoge – St.-Annen-Straße 13 – und legten Blu-
men nieder. Unserem Aufruf folgten mehrere Menschen, 
unter anderem die Antifaschistische Koordination Lübeck. 

Nazis töten
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Hier: Die Bürgerbewegung Pax Europa – die keine Bewegung ist 

Solidarisch gegen den Hass – 
Kein Raum für Rassist*innen, AfD & Nazis! 

Ca. 300 Antifaschistinnen demonstrieten 
gegen das Auftreten des Hetzredners Mi-
chael Stürzenberger der rassistischen 
„Bürgerbewegung Pax Europa e.V.“ 
(BPE) am 14. Februar 2020 in Lübeck 
und • Für ein solidarisches Lübeck 
für alle • Es geht jetzt darum, für ein Lü-
beck einzustehen, wie wir es uns wün-
schen: offen, tolerant und vielfältig. Wir 
wollen gemeinsam entschlossen, laut und 
kreativ Stürzenberger zeigen, was wir von 
ihm halten. • Stürzenberger ist kein 
unbekannter • Seit Jahren agiert er als 
Redner für rechte und extrem rechte Ver-
anstaltungen, publiziert als Autor in zahl-
reichen rechten Internetblogs und Seiten 
und lässt keine Gelegenheit aus seine 
menschenverachtenden Hetztiraden in 
die Öffentlichkeit zu tragen. Er wurde 
deshalb mehrfach unter anderem wegen 
Beleidigung, Herabwürdigung religiöser 
Lehren und Volksverhetzung verurteilt. • 
Verbindungen nach Lübeck zur AfD 
und NPD • Neben seiner Mitgliedschaft 
in der „Bürgerbewegung Pax Europa 
e.V.“, gilt Stürzenberger als Aktivist von 
„Pegida“ und unterhält Kontakte zur 
AfD und Mitgliedern der NPD. So nahm 
er beispielsweise am 12. Januar 2015, ne-

ben zahlreichen NPD-Funktionären und 
anderen bekannten Neonazis an einer Pe-
gida-Demonstration in München teil.  
Sein ehmaliger Parteifreund Claus Schaf-
fer ist einer der treibenden Kräfte des Lan-
desverbandes der AfD in Schleswig-Hol-
stein. Als Mitglied des Landtages, fungiert 
er als stellvertrender Fraktionsvorsitzender 
der AfD-Landtagsfraktion und als Beisit-
zer im örtlichen AfD-Kreisverband Lü-
beck. Ähnlich wie Stürzenberger hetzt 
Schaffer seit Jahren gegen alternative und 
linke Gruppierungen und Initiativen und 
versucht mit viel Phantasie und Verschwö-
rungstheorien seine kruden Theorien mit 
Fehl- und Falschinformationen zu stützen. 
• Ihr Ziel Faschismus • Rechte Hetzer 
wie Stürzenberger und Schaffer formulie-
ren ihre Strategie und ihre 
Ziele ganz offen: Sie wollen 
Druck aufbauen, die Ge-
sellschaft verunsichern, das 
politische System destabili-
sieren und zugleich in die 
Schaltstellen der Demo-
kratie jenseits der Parla-
mente einsickern. Ihr Ziel 
ist die Brutalisierung und 
letztlich die Zerstörung der 

gesellschaftlichen Debatte. Ihre Strategie 
beruht dabei immer wieder auf  inszenier-
ten Tabubrüchen. Menschenverachtende 
Ansichten werden als revolutionärer Akt 
präsentiert. Das Ziel ist klar: Sie geben 
sich als KämpferInnen für Unterdrückte 
und Schwache, um angeblich Gerechtig-
keit herzustellen. Die vermeintlich gebro-
chenen Tabus bestehen schließlich darin, 
Rassismus, Antisemitismus, Sexismus 
oder Homophobie unverfroren und di-
rekt zu äußern. Nach und nach übertre-
ten und erweitern sie immer wieder den 
Rahmen des gesellschaftlich akzeptierten 
Sagbaren. Textauszug von der Recherche der 

antifaschistischen Koordination, Lübeck 
Bild unten: Eine Collage mit Fahnen der  
VVN-BdA, damit die Gesichter abgedeckt sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Liebe Genossinnen und Genossen. 
Liebe Antifaschistinnen und Antifaschisten. 

Am 29. Februar hat die AfD den Politiker A. Hampel in die Eu-
ropastadt Schwarzenbek eingeladen. Anlass: außenpolitisches 
Geschwafel. Ort: ausgerechnet das Rathaus der Stadt Schwar-
zenbek. Dies war für viele Menschen Grund genug, dem kurz-
fristigen Aufruf  der Partei DIE LINKE zu folgen und an der Ge-
gendemo teilzunehmen.  
Ein breites Spektrum an Teilnehmenden hatte sich am späten 
Sonnabend Nachmitttag auf  dem Ritter-Wulff-Platz eingefun-
den. Neben den Fahnen von der LINKEN auch die Fahnen des 
VVN-BdA, der Friedensbewegung und von der ver.di. 

Es gibt kein Recht auf  Nazi-Propaganda 

Wir stehen heute zusammen, um unseren Protest zu Ausdruck 
zu bringen. Wir protestieren gegen öffentliche Auftritte von 
AfD-Politikern. Wir protestieren gegen AfD-Veranstaltungen in 
unseren Rathäusern und anderen öffentlichen Gebäuden.  
Die AfD ist rassistisch, frauenfeindlich, unsozial und undemo-
kratisch. Die AfD ist keine Alternative zu neoliberaler Politik. 

Die AfD im Schwarzenbeker Rathaus 

Das braune 
Netzwerk 
(1. Folge)

Die AfD ist keine Alternative zu einer Politik der sozialen Kälte, 
zu einer Politik des Sozialabbaus. Die AfD ist keine Alternative 
zum Dogma: der Markt wird’s schon richten. 

Wer die AfD wählt, wählt Rassismus. Wer die AfD  
verharmlost, verharmlost den Faschismus. 

Mit dem Aufkommen der AfD ist unser demokratischer Zusam-
menhalt akut in Gefahr. Sie kommen im Schafspelz der demo-
kratischen Legitimation daher und haben genau das Gegenteil 
vor. Die freiheitlich demokratische Grundordnung, die Men-
schenrechte und unsere Bürgerrechte sind in Gefahr. 

Heute stellt die AfD diese Rechte noch in Frage. 

Doch ihr Blick richtet sich schon auf  die Einschränkung und die 
Abschaffung dieser Rechte. Erst nur für ihre politische Gegner, 
für aktive GewerkschafterInnen und Menschen mit einer welt-
offenen Überzeugung. Das hatten wir alles schon Mal.  
Wir stehen solidarisch an der Seite der Menschen, die sich gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus einsetzen. 

Keinen Fußbreit der AfD! Nicht auf  der Straße und den 
Plätzen! Nicht in den Parlamenten! Nicht im Betrieb! 
Schaffen wir die antifaschistische Einheitsfront!  

Andreas Flindt, Büchen,VVN-BdA
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Zum Zeitpunkt des Erscheinens dieses ZEIT-ZEUGEn ist ver-
mutlich immer noch das Verbot des sogenannten “Flügels“ der 
AfD das aktuellste Beispiel für die Unbeholfenheit und wieder-
holtes Versagen des „Staats“schutzes im Umgang mit der dersel-
ben. Es wurde dabei – genau so wie auch bei der kurz vorab 
staatlich erteilten Erlaubnis, Höcke einen Faschisten nennen zu 
„dürfen“ – wieder nichts weiter als eine Begriffsklärung vorge-
nommen. Zwei sehr müde Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts in so kurzer Zeit; man möchte meinen, auch dort 
herrsche Personalmangel, jedoch nicht quantitativer sondern 
qualitativer Art. 

Beide Entscheidungen müssen bei der AfD triumphale Lachsal-
ven hervorgerufen haben, denn was könnte größeren Applaus 
für sie auslösen – zumindest in deren Wähler*innen- und (stetig 
wachsenden) Sympatisant*innenschaft – hat man ihr damit 
doch den letzten Hauch von Verwegenheit verliehen, den sie 
noch brauchte. 

In beiden Fällen:  
1. der legitimierten Bezeichnung „Faschist“ – dort wurde ledig-
lich ausgesprochen, was jeder schon wissen musste und kein*e 
Antifaschist*in wird jetzt das neu erlaubte Wort erleichtert im-
mer und immer wieder aussprechen, nur weil man es jetzt darf. 
Eine Erleichterung hätte vielleicht eintreten können, wenn im 
Urteil ausdrücklich gesagt worden wäre: „Man darf  B. Höcke 
jetzt Faschist nennen, weil er einer ist“ und nicht – wie gesche-
hen – „ … manches darauf  hindeute … “. Eigentlich also nichts 
als Vermutungen und diese müssen im Zweifel für den Ange-
klagten ausgelegt werden – ganz nach Rechtssprechung. 

und  
2. dem Verbot des „Flügels“ – welches ebenso keinerlei Fort-
schritt in der Bekämpfung rechtsextremistischer Entwicklungen 
bedeutet, sondern im Gegenteil der gesamten AfD allerhöchs-
tens ein müdes Lächeln abnötigen kann, sind doch alle Mitglie-
der des – jetzt ehemaligen – Flügels immer noch da und können 
ihr – von der eigenen Partei eh schon lange gebilligtes – Unwe-
sen munter weiter treiben.  
Allein Parteichef  Meuthen versuchte den Schein zu wahren, als 
er Anfang April „Gedankenspiele“ bezüglich einer Abspaltung 
des rechtsextremen „Flügels“ von der AfD produzierte, mit der 
Aussicht, damit neue Wähler*innen gewinnen zu können. Im 
Handumdrehen wurde er von seiner gesamten Partei zurückge-
pfiffen. Der Abtrünnige kroch daraufhin – noch schneller – in 
Reue auf  den Boden seiner Partei zurück. 

Für eingefleischte Kenner der Materie mag an dieser Stelle die 
eingangs gestellte Frage schon befriedigend beantwortet sein – 
nicht jedoch für alle Übrigen, da muss man den Blick schon et-
was schärfer stellen:  
Warum also beispielsweise gibt sich das Bundesverfassungsge-
richt so freiwillig der Lächerlichkeit preis – alleine das zieht eine 
Reihe Fragen nach sich, nämlich:  
Wie ist die Richterschaft dort zusammengesetzt?  
Wo liegt in dieser Behörde der Ursprung solcher Schwäche?  

Und wie ist jener Zusammenhang zu sehen zwischen den jeweils 
herrschenden politischen Prioritäten und den damit verbunde-
nen Vorgaben, innerhalb derer Gerichte urteilen? Alles Recht 
ist Auslegungssache und immer dem jeweiligen gesamtstaatli-
chen Weltbild unterworfen, ist quasi immanent, muss zwar nicht 
zwingend negative Folgen haben.  
Tut es aber: ganz besonders bei uns hat das katastrophale Fol-
gen, weil eben das staatliche – in Jahrzehnten bewusst und sehr 
sorgfältig zerrüttete – Grundkonzept der Bundesrepublik den 
Weg bereitet hat für offenen Faschismus, wie die AfD ihn in Tei-
len bereits betreibt.  

Man muss also den Blick scharf  stellen auf  die Überschneidun-
gen in der aktiven Politik der Parteien, die im Bundestag vertre-
ten sind mit der AfD.  
CDU, SPD, FDP und Grüne stehen der AfD in Hinsicht auf  ihre 
neoliberalen Betrebungen in nichts nach, ebenso wenig in ihren 
Ansichten zu Waffenexporten, kaum in denen zu Kriegsfüh-
rung allgemein (siehe auch ZEIT-ZEUGE Nr. 17 und 18 ff). 

Was Soziale Spaltung und die Entsolidarisierung der Gesell-
schaft betrifft, so sind sich da dieselben Parteien mit der AfD na-
hezu einig, in mancher Hinsicht sogar voraus. Die Einigkeit 
spiegelt sich sehr deutlich wider, wenn man an die Einführung 
von Hartz IV (eigentlich der gesamten sogenannten Agen-
da2010) betrachtet, die von SPD und Grünen durchgesetzt – 
von CDU und FDP freundlich abgenickt wurde.  
CDU und FDP waren es, die in Thüringen bei der Wahl des Mi-
nisterpräsidenten gedacht haben mussten, dass ihr Deal mit der 
AfD schon irgendwie durchgehen würde, wähnten sie zu dem 
Zeitpunkt doch ihre jeweilige Partei noch geschlossen im Rü-
cken. Taktisch sonst meisterhaft – jedoch nicht minder nieder-
trächtig – ihr Tagwerk verrichtend, mussten sie nun erkennen, 
dass ihnen auch die Dummheit noch nicht abhanden gekom-
men ist. Mussten sie doch wissen: ihre jeweiligen Parteien konn-
ten das nicht durchgehen lassen. Solch offenes und ehrliches 
Handeln ist nicht gefragt. (Schon einst Horst Köhler musste das 
schmerzhaft festellen, als er offen über die Legitimität von 
Kriegsführung aus wirtschaflichem Interesse fabulierte. Er war 
nur ehrlich dabei, wollte doch nur helfen – mit welchem Resul-
tat? Geschasst von der eigenen Partei, die eine gehörige Portion 
Dummheit Köhlers dabei sicher nicht ausschloss.) 

Fazit: Die Gemeinsamkeiten in Sachen menschenverachtender 
Politik also sind jetzt offensichtlich zu Tage getreten – der Fair-
ness halber darf  man jedoch nicht vergessen, dass es zumindest 
noch Unterschiede  – ob gewichtige oder nicht, das zu entschei-
den sei jedem selbst überlassen – gibt zwischen den genannten 
vier Parteien und der AfD: er sind der  Offene Rassismus und 
Faschismus der AfD. Peter Feindt · VVN-BdA

In der Reihe das braune Netzwerk in der BRD 

Gewagte These oder offenkundig: 

Ist nur die AfD faschistisch?
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Könnt Ihr Euch an die Notstands-
gesetzgebung erinnern? 

Ich kann mich noch gut erinnern, als wir 
in den sechziger Jahren gegen die Not-
standsgesetze demonstriert haben die 
trotz riesiger Proteste 1968 vom Bundes-
tag verabschiedet wurden. Sie beinhalte-
ten einschneidene Maßnahmen wo 
Grundrechte außer Kraft gesetzt werden 
konnten. Sogar der Einsatz von der Bun-
deswehr im Innern wurde möglich.  
Mich erinnern die heutigen Maßnah-
men, wegen der Coronakrise verdammt 
an die Notstandsgesetze verbunden mit 
den neuen Polizeigesetzen. Über 90 % 
der Bevölkerung sollen angeblich diese 
Maßnahmen für gut halten aus der Angst 
geboren. Die ersten Strafen, die athock 
beschlossen worden sind, wie z.B nicht 
einhalten der 1,5 Meter, oder waren es 2 
Meter? Oder werden heute wieder ande-
re Regeln aufgestellt?  Keiner weiß es. 
Aber kassiert wird schon. Fällt den Sena-
toren z.B in Hamburg nichts anderes ein?  
Die Kinder müssen an die frische Luft, 
raus aus ihren kleinen , engen Wohnun-
gen. Das wird immer wieder von Fach-
ärztenInnen empfohlen. Aber das inte-
ressiert nicht.  

Wie weit darf  man Freiheit ein-
schränken? Im Markt vom 28. März 20 
las ich einen interessanten Leserbrief  von 
Dr.S. Sie stellte die Frage wie weit darf  
man Freiheit einschränken? Sie sagt wei-
ter, „es ist nicht hinehmbar, dass Politiker 
dieses Instrument nicht aus Gründen des 

Am 15.01.1919 wurden 
Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht, die 
Schlüsselfiguren der 
deutschen Arbeiter*in-

nenbewegung, ermordet. Wie jedes Jahr 
fand auch 2020 eine Veranstaltung zu ih-
rem Gedenken statt. Viele Menschen ver-
sammelten sich an der „Gedenkstätte der 
Sozialisten“ um an Rosa und Karl sowie 
weiteren ermordeten Sozialisten, wie dem am 18. August 1944 
durch die Nazis ermordeten Ernst Thälmann, zu erinnern und 
ihre Geschichte nicht in die Vergessenheit geraten zu lassen. Wa-
rum ist das Gedenken an diese mutigen Menschen heute 
noch so wichtig? Und das nicht nur für Menschen, die den 
Ansichten der Ermordeten nahestehen? Der Schwur von 
Buchenwald beinhaltet auch folgendes: „Die Vernichtung des 
Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Losung. Der Aufbau 
einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“ 
Für genau dieses Ziel, der Aufbau einer neuen Welt, einer 
friedlichen und freiheitlichen, in der der Faschismus restlos ver-

Die Coronakrise ist eine 
kapitalistische Krise Infektionsschutzes einsetzen möchten, 

sodern zur Disziplinierung einiger weni-
ger Menschen die sich unsolidarisch und 
verantwortungslos verhalten“.  
Damit Menschen sich daran halten kön-
nen, müssen die entsprechenden Voraus-
setzungen geschaffen werden. Als erstens 
bräuchte man eine finanzielle Absiche-
rung für alle arbeitenden Menschen.Vie-
le Menschen arbeiten weiterhin in Jobs 
wo sie einem hohes Ansteckungsrisiko 
ausgesetzt sind. Da wo es passt, kann man 
schon mal die Sicherheit der Arbeitneh-
mer/Innnen über Bord werfen wie z.B. in 
der Landwirtschaft, in Fabriken usw. 

Das Gesundheitssystem ist schon 
vor der Caronakrise kaputtgespart 
worden – durch die fortschreitende Pri-
vatisierung, die den Investoren immer hö-
here Provite garantieren zu Lasten der 
Kranken , Behinderten und alten Men-
schen. Der Militärhaushalt wurde inner-
halb der vergangen 5 Jahre  von etwa 33 
auf  45,1 Milliarden Euro aufgestockt. 
Dagegen ist schon lange unübersehbar, 
wie schlecht ausgestattet unser Gesund-
heitssystem ist. In der Coronakrise fehlte 
es an technischer Ausstattung und Geld. 
Von einem Einlenken der Regierenden ist 
nichts zu merken. Immer noch fehlen 
ernsthafte Überlegungen das Gesund-
heitssystem zu fördern, statt die Armee.  
Man läßt die Helfer/Innen wie Ärzte, 
Krankenpfleger/Schwestern, Altenpfle-
ger/Innen usw. im Stich. 

Bundeswehr im Inneren gefährdet 
die Demokratie – Budeswehr und Re-
servisten sollen es richten. Es droht eine 

beispiellose Mobilmachung. Man disku-
tiert darüber, dass die Bundeswehr ho-
heitliche Aufgaben im Innern überneh-
men soll. Die Bevölkerung wird reif  
gemacht tiefe Eingriffe in ihre Grund-
rechte zu akzeptieren. Das naheliegende 
Beispiel war der G 20 Gipfel 2018 in 
Hamburg. Da haben sie schon einmal ge-
probt. 

China bot sich an zu helfen – aber die 
Bundesregierung hatte die Hilfe abge-
lehnt. Es ist ja auch  zu peinlich von dem 
Land Hilfe anzunehmen, das  seit jahr-
zehnten bekämpft wird. Hilfsangebote ka-
men weiterhin aus Kuba für Nicaragua, 
Syrien und Venezuela. In den Nachrich-
ten wird viel von Solidarität gesprochen. 
Die eben von mir genannten Länder üben 
Solidarität! Solidarität kommt wie meis-
tens von der Zivilgesellschaft. Das kennen 
wir schon aus der  Flüchtlingshilfe. 

Die Coronakrise ist eine kapitalis-
tische Krise. Scholz protzt mit noch nie 
dagewesenen Hilfsangeboten. Schaut  
man genauer hin sind weiterhin die 
Ärmsten der Bevölkerung ausgeschlos-
sen. Alle anderen Themen wie z.B. die 
Flüchtlingssituation an den Grenzen von 
der Türkei und Griechenland und an-
derswo wird gar nicht mehr thematisiert 
obwohl dort unmenschliche, unvorstell-
bare Zustände herrschen.  
Tausende Urlauber werden in einer bei-
spielhaften Rückholaktion zurückgeflo-
gen und die Flüchtlinge, die u.a. vor deut-
schen Waffen aus ihren Ländern geflohen 
sind, lassen sie in den Lagern verkommen. 

Lore Meimberg

nichtet und durch das solidarische Miteinander ver-
drängt ist, für dieses Ziel setzten sich auch Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht ein. Sie haben schon 
früh die gesellschaftlichen Verhältnisse angeprangert, 
die den Großteil der Menschen zu Gunsten einer Min-
derheit verelenden lässt und wollten das System über-
winden aus dem später die faschistische Nazidiktatur 
hervorging. Sie setzten sich konsequent und vehement 
gegen Krieg und Militarisierung ein. Die mutigen Le-
bensgeschichten von Rosa und Karl, aber auch von 

anderen Antifaschist*innen mahnen uns zu Hoffnung, uns ins-
besondere jetzt, wo eine rechtspopulistische Partei mit faschis-
tischem Charakter die alten Nazi Slogans wieder salonfähig 
macht und damit auf  gesellschaftliche Akzeptanz trifft, uns 
jetzt ganz entschieden und laut als Antifaschistinnen und Anti-
faschisten zu begreifen und uns einzusetzen für eben jene bes-
sere Welt, gegen die Rhetorik und Politik des Hasses, der Aus-
grenzung und der Gewalt. „Ich war, ich bin, ich werde sein.“ 
schrieb Rosa Luxemburg über die Revolution und genauso 
treffend ist dieser Satz auch für unseren antifaschistischen Wi-
derstand. Trotz alledem. Moritz VVN-BdA· Lübeck

Die Toten 
mahnen uns!
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Im Bahnhofsgebäude der Goldstaub-Insel. Ein junger, 
anders aussehender Mann wartet beim Fahrkarten-Automaten. 
Hoppla, wir sehen ja alle anders aus! Und die Insel ist neben den 
Reichen, Hässlichen, Bekloppten und Besoffenen auch immer 
voller Freaks. Sie spricht ihn an, ob er auch auf ’s Festland Rich-
tung Großstadt wolle. Ja. Um Geld zu sparen, arme Leute, die 
sie sind, ein dunkelhäutiger Flüchtling und eine prekäre Frei-be-
ruflerin, wollen sie noch auf  mindestens zwei weitere Mitfah-
rer*innen warten. Es kommt niemand mehr, der nicht schon 
eine Fahrkarte hätte. Pendler-Zeit nach 18 Uhr mitten in der 
Woche. Äußerst schlecht für ein Gruppenticket.  
Der Zug steht schon am Bahnsteig und soll in fünf  Minuten fah-
ren. Sie sagt ihm, dass sie jetzt ein Einzelticket lösen muss. Feier-
abend. Sie muss in die Kleinstadt auf  halber Strecke zurück. Er 
bittet sie auf  Englisch, da er kann kaum ein Wort Deutsch 
spricht, ihr beim Lösen seiner Fahrkarte zu helfen.  
Sie gibt den ersten Bahnhof  ein, der in der Großstadt angefah-
ren wird. Der stolze Preis beträgt 31 €. Sie sieht wie der Junge ins 
Schwitzen kommt. Er kramt einen Briefumschlag mit 40 € he-
raus. Sie lösen das Ticket. Dann sagt er ihr auf  Englisch, dass er 
noch mit dem Verflixt-Bus von der Groß-stadt im Norden weiter 
in der Nacht nach München müsse. Das Geld reiche jetzt nicht 
mehr. Und sie hat auch nicht genug, um ihm aus der Patsche zu 
helfen. So steigen in den Zug. Sie denkt nach. Futtert zur Stär-
kung erstmal ihr trockenes Feierabend-Bröt-chen aus der knitt-
rigen Papiertüte auf. Schüttet noch die letzten Krümel in die of-
fene Hand und wirft sie in den Mund.  
Im Zug – Dann nimmt sie allen Mut zusammen und sagt ihren 
Text auf: „Alle mal herhören. Wir haben hier folgende Situation 
…Sie müssen nichts spenden. Sie können jedoch! Ich bedanke 
mich schon mal im Namen des Mannes recht herzlich!“. Die 
Brötchentüte dient ihr als Sammelhut. Und die meisten Pendler 
in Festanstellung auf  der Goldstaub-Insel geben recht großzü-
gig. Eine Frau schiebt noch fünf  Euro nach „Damit er auch was 

zu essen hat! Die beuten diese armen Kerle hier wie dort aus. 
Wahrscheinlich haben sie ihm hier eine neue Arbeitsadresse in 
München gegeben“. Sie selbst muss lediglich drei Waggons 
durchgehen und ihr Sprüchlein aufsagen, dann hat sie das Geld 
zusammen. Ein paar junge Leute, die sie sich schon mal rassistisch 
geäußert hatten, geben nichts. Wie nicht anders zu erwarten.  
Der Junge hat inzwischen Blut und Wasser geschwitzt. Sie schüt-
tet die Brötchentüte auf  sein aus-klappbares Tischchen aus und 
sagt ermutigend und gleichzeitig lächelnd: „Reicht!“.  
Er ist ganz dankbar und sie rät ihm, sich bei den Mitfahrenden 
zu bedanken. Er dreht sich um und versucht das mit allen ihm 
zur Verfügung stehenden sprachlichen Mitteln.  
Es herrscht eine sehr freundliche Stimmung auf  der ganzen 
Heimfahrt der Leute zu ihren ganz ver-schiedenen Pendler-
Ausstiegen. Manche sind bis zu einer Stunde unterwegs. Mor-
gens wie abends.  
Da bleibt nur: rasch etwas essen, ein bisschen Glotze, rechtzeitig 
schlafen und morgens gleich wieder früh raus.  
Erst im Nachhinein wird ihr klar, dass sie auch einem Schaffner 
hätte in die Hände laufen können, der sie wegen aggressivem 
Betteln dingfest gemacht und zum nächsten größeren Bahnhof  
die Polizei gerufen hätte. Sie hatte Glück. Sie hatten Glück.  
Es hatte sich offensichtlich auch niemand von den Fahrgästen 
beschwert. Die, die nichts gaben, wir-ken sowieso apathisch, oft 
mit einer Bierdose oder einem Energy-Drink in der Hand, froh, 
wenn sie von der Schicht zu Hause sind.  
Ein unangenehmer, rassistischer Schaffner kommt erst nach 
dem Personalwechsel in der nächsten Kreisstadt durch das Ab-
teil. Es ist ein typischer racial-profiler, der zielgerichtet auf  den 
jungen Schwarzen zusteuert, ihn schon mit den Augen durch-
checkt, dabei seine Fahrkarte genauestens be-äugt und nochmal 
hin und her dreht, bevor er sie dem Jungen zurückgibt. Pech ge-
habt, Lieber! Sie selbst steigt eine Station weiter aus. Man verab-
schiedet sich freundlich und wünscht gute Reise. Pauli Pepperoni

DIE WIRKLICHKEIT UND WAS MAN DARAUS MACHEN KANN 
Zugesandt von einer VVN-BdA Kameradin 

Im Oktober 2019 setzte der türkische Präsident 
Erdogan an seine Truppen in Marsch: reguläre 
türkische Streitkräfte und vorneweg die dschiha-
distischen und türkisch-nationalistischen Mili-
zen, die sich selbst als „Freie Syrische Armee“ 
bezeichnen. Ziel des Feldzuges sollte die Ver-
nichtung der Föderation Nord- und Ostsyrien 
sein. Diese Föderation ist im Westen besser be-
kannt als Rojava, der mehrheitlich kurdische Teil 
Syriens, in dem seit 2012 eine Revolution völlig 
neue gesellschaftliche Strukturen aufgebaut hat. 
Erdogans Feldzug dauert bis heute an – hat 
sich festgefahren und ist dabei, zu scheitern. In 
Zentral-Rojava konnte die Türkei – nach erbitter-
ten Kämpfen – die beiden Städte Sérékaniye und 
Giré Spî erobern, von ihrem ursprünglichem Vor-
haben ist sie aber weit entfernt. Auf dem Papier 
wollte Erdogan an einen Korridor entlang der tür-
kisch-syrischen Grenze schaffen, dort auch syri-
sche Kriegsflüchtlinge (besonders die Familien 
seiner islamistischen Söldner) unterbringen. 
Faktisch wollte er Nordsyrien erobern und damit 
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: Erstens 

Rojava: der Krieg geht weiter – die Revolution auch (1. Folge)
die demokratische Selbstverwaltung vernichten 
und zweitens seiner Vision von einer Neuauflage 
des Osmanischen Reiches ein weiteres Stück 
Land hinzufügen. Zwar wird weiterhin jeden Tag 
gekämpft, die türkische Armee greift vorwiegend 
mit schwerer Artillerie, Stellungen der Syrisch-
Demokratischen Kräfte an, Geländegewinne 
kann die Türkei aber nicht erzielen. Gleichzeitig 
ist sie durch das Assad-Regime und Russland bei 
Idlib dermaßen in Bedrängnis geraten, dass kurz-
fristig Großoffensiven der türkischen Armee ge-
gen Rojava unwahrscheinlich sind. Ein weiterer 
Faktor spielt die kluge Diplomatie der Rojava-Ad-

ministration: sie betonte stets, dass es ihr nicht 
um Abspaltung von Syrien, sondern um die um-
fassende Demokratisierung ganz Syriens geht. 
Dies ließ Platz, um Assad aufzufordern, mit sei-
nen Streitkräften sich an der Verteidigung gegen 
die türkische Invasion zu beteiligen. Was anfangs 
zwar eher symbolischen Charakter hatte, im Lau-
fe der Eskalation um Idlib aber dazu führte, dass 
die Türkei eine große Konfrontation mit Assad 
und letztlich Russlands Luftwaffe scheute. Paral-
lel dazu war Erdo ans Großmachtwahn nur dazu 
geeignet, sich auf dem internationalen Parkett 
weiter zu isolieren. Für Rojava kann das nicht 
mehr als eine Atempause sein. Derzeit kämp-
fen die Menschen in Nord- und Ostsyrien mehr 
gegen Corona als gegen Islamisten – und werden 
auch in diesem Kampf von der vielbeschworenen 
Weltgemeinschaft im Stich gelassen.  
Deshalb bleibt Solidarität von unten weiter nötig: 
Spenden an den Kurdischen Roten Halbmond 
sind sehr erwünscht und wo sonst, als dort, wo 
heute die gesellschaftliche Zukunft von morgen 
praktiziert wird, am besten aufgehoben:  
Spendenkonto:  
Heyva Sor, IBAN: DE49 3705 0299 0004 0104 81
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Die Ausstellung der VVN-BdA über die AfD 
kann ausgeliehen werden.  

Anfragen über Lore und Bernd Meimberg 
Telefon 0 45 43-7107 und 

LoBeMeimberg@t-online.de
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Öffentliche Themenabende jeden dritten 
Donnerstag  im Monat, im DGB-Haus, 

Lübeck, Raum 2014 um 19.00 Uhr. 
Politische Arbeit kostet Geld. Spenden sind 

deshalb herzlich willkommen – natürlich 
gegen Spendenbescheinigung: 

Bank: Kreissparkasse 

IBAN: DE06 2305 2750 0081 5119 09 
(NOLADE21RZB) Stichwort: ZEIT-ZEUGE. noafd 

AfD? ins Abseits stellen

Flachsröste 16 · A.d. Bundesstr. 432  
23623 Ahrensbök 

Tel. 0 45 25-49 30 60 
Fax 0 45 25-49 30 90 

gedenkstaetteahrensboek@t-online.de 

Magazin für antifaschistische Politik 
und Kultur der VVN-BdA 

[antifa.vvn-bda.de] 
Magdalenenstraße 19 · 10365 Berlin 

 abo bestellen unter: 
https://antifa.vvn-bda.de/abonnement/

↑Zur Zeit keine Veranstaltungen↑

rende Verluste durch COVID-19 zu erlei-
den.“ Wie sinnvoll die Forderung nach ei-
ner Politk ist, die Menschen statt Profit- 
interessen ins Zentrum stellt, wird jetzt 
überdeutlich.Der Aufruf  zu einem globa-
len Waffenstillstand verbreitet sich über-
all. Menschen aus der ganzen Welt haben 
schon einen offenen Brief  vom UN-Ge-
neralsekretär Antonio Guterres unter-
zeichnet. Wir schließen uns an. 

 
Wir müssen wachsam sein, dass die 
Einschränkungen der Bürgerrechte nach 
der Corona-Krise nicht bestehen bleiben. 

Lore Meimberg

UNO fordert Waffenstillstand 

Auszüge aus einem Brief von dem  
UN-Generalsekretär Antonio Guterres: 
 
„Das Virus macht keinen Unterschied 
zwischen Nationalität oder ethnischer 
Zugehörigkeit, Gruppierung oder Glau-
ben. Es greift alle an, unerbitterlich. Wäh-
renddessen wüten bewaffnete Konflikte 
auf  der ganzen Welt. Die Schwächsten-
Frauen und Kinder, Menschen mit Be-
hinderungen, Marginalisierte und Ver-
trieben zahlen den höchsten Preis. Sie 
sind auch am stärksten gefährdet, verhee-

UNO fordert Waffenstillstand 

http://luebeck.vvn-bda.de
https://luebeck.vvn-bda.de/afd-ausstellung/
http://luebeck.vvn-bda.de
http://www.gedenkstaetteahrensboek.de
https://antifa.vvn-bda.de/abonnement/
https://luebeck.vvn-bda.de/category/der-schwur-von-buchenwald/
https://luebeck.vvn-bda.de/alternativer-ostermarsch-2020/

